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Gesetz über eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1981) 

- Drucksachen 8/2516, 8/3412, 8/3535, 8/3601 - 


Der Bundesrat hat in seiner 482. Sitzung am 8. Fe- 
bruar 1980 beschlossen, dem vom Deutschen Bundes- 
tag am 29. November 1979 verabschiedeten Gesetz 
gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht 
zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefaßt; 

1. Der Bundesrat hält seine im ersten und zweiten 
Durchgang vertretene Auffassung, daß die Vor- 
aussetzungen für eine Finanzzuweisung an die 
Länder nach Artikel 106 Abs. 4 Satz 2 GG vorlie- 
gen, auch weiterhin aufrecht. Er verkennt aller- 
dings nicht, daß die Durchführung der Volkszäh- 
lung 1981 sowohl im Interesse der Länder als 
auch des Bundes und darüber hinaus aus der ge- 
meinsamen Verpflichtung gegenüber den Euro- 
päischen Gemeinschaften geboten ist. Der Bun- 
desrat hält die Möglichkeiten für eine Einigung 
noch nicht für ausgeschöpft und geht deshalb da- 
von aus, daß es zu einem erneuten Vermittlungs- 
versuch kommt. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, noch im Jah- 
re 1980 einheitliche Voraussetzungen für die Er- 


fassung der Bevölkerung nach dem Melderecht 
und nach den bevölkerungsstatistischen Gesetzen 
zu schaffen. Hierzu ist es erforderlich, daß über- 
einstimmende Kriterien für die Festlegung der 
Hauptwohnung bestehen. Sollte dies im Melde- 
rahmengesetz zeitnah nicht möglich sein, sollte 
die Klärung zunächst durch Änderung des Geset- 
zes über die Statistik der Bevölkerimgsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 
erfolgen. Unterschiede in der Zuordnung der Be- 
völkerung zu Gemeinden bei den Ausweisungen 
in den Melderegistem und den Zählungen im 
Rahmen der Bevölkerungsstatistiken haben dazu 
geführt, daß die von den Meldeämtern bzw. den 
Statistischen Landesämtern ausgewiesenen Ein- 
wohnerzahlen in Einzelfällen bis zu 10 v. H. und 
mehr voneinander abweichen. Da die Einwohner- 
zahl Grundlage für eine Vielzahl von Entschei- 
dungen ist, führt dies zu ständigen Beschwerden 
und damit zu vermeidbarer Arbeitsbelastung. 
Außerdem wird hierdurch ein Datenträgeraus- 
tausch zwischen den Einwohnermeldebehörden 
und der amtlichen Statistik erschwert, mit dessen 
Verwirklichung eine erhebliche Rationalisierung 
verbunden ist. 
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